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Einleitung: 

Grundlagen und Ziele der Arbeit 

In der kaum noch überschaubaren Menge gerichtlicher Entscheidungen 
zu culpa in contrahendo oder positiver Forderungsverletzung fmdet man 
nicht nur eine enorme Vielfalt an Schutzpflichten, die Gegenstand von 
Schadensersatzprozessen waren. Man sieht sich außerdem mit einer beacht-
lichen Zahl unterschiedlicher Verjährungsfristen konfrontiert, die herange-
zogen wurden, um über das Schicksal des streitigen Ersatzanspruchs zu ent-
scheiden. Trotz unverkennbar praktischer Bedeutung waren Verjährungs-
fragen nur selten Schwerpunkt wissenschaftlichen InteressesI. Ihre Beant-
wortung blieb weitgehend den Gerichten überlassen, denen man kaum vor-
werfen kann, eher mit Blick auf die Gerechtigkeit im Einzelfall entschieden, 
anstatt im Interesse verjährungsrechtlicher Rechtssicherheit sich vorrangig 
um Vereinheitlichung bemüht zu haben. Für die nicht normierte und des-
halb ohnehin rechtlich schwer fIxierbare Schutzpflichthaftung hat dies aller-
dings die fatale Folge, daß sich inzwischen ein wahres "Fristengestrüpp" 
entwickelt hat. 

Ursprung dieser Entwicklung ist der Rechtsprechungsstandpunkt, daß für 
Ansprüche aus Schutzpflichtverletzung grundsätzlich die dreißigjährige Re-
gelfrist des § 195 BGB gilt2, und die gleichzeitige - zutreffende - Erkenntnis, 
daß eine Verjährungsdauer von dreißig Jahren für heutige Lebensverhält-
nisse wesentlich zu lang ist. Dieser Konflikt wirkt sich folgendermaßen aus: 

Wer zum Beispiel als besonders Sachkundiger zur Aufklärung bzw. Bera-
tung verpflichtet ist, haftet dem Schutzberechtigten für eine Verletzung die-
ser Pflicht grundsätzlich dreißig Jahre3. In der Eigenschaft als Steuerberater 

1 Wie z. B. im Gutachten von Peters/Zimmermann, Bd. I, S. 77 ff.; in den Monographien 
von Spiro und Krapp oder den Beiträgen von Dilcher, JZ 1983, 825 ff. und Hoche, Festschr. f. 
Lange, S. 241 ff. 

2 Vgl. zur cic: BGHZ 49, 77 (80); 66, 51 (53); BGB, NJW 1979, 1983 (1984); 1982, 1514 = 
BGHZ 83, 222 (223); 1985, 1769 (1772); zur pFV: BGHZ 35, 130 (132); 37, 341 (343); 58, 85 
(88); 58, 305 (308); 67, 1 (9); 77, 215 (220); BGB, NJW 1983, 2078 (2079); 1989,2118 (2119). 

3 Vgl. BGHZ 83,222 (223). 

2 Bruggner-Woher 
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oder Rechtsanwalt hat sich der Sachkundige drei4, als Wirtschaftsprüfer fünf 
J ahre5 für eine Inanspruchnahme bereitzuhalten, trotz gleichen Fehlverhal-
tens. Unterläuft der Beratungsfehler im Zusammenhang mit einem Kauf-
vertrag und bezieht er sich auf einen Mangel oder eine Eigenschaft der 
Kaufsache, braucht der sachkundige Verkäufer nur sechs Monate bzw. ein 
Jahr auf den Eintritt der Verjährung zu warten6. Ereignet sich der Bera-
tungsfehler im Kapitalanlegerbereich, hängt es einmal von der Art der Ka-
pitalanlage, zum anderen von der Qualität des dem Sachkundigen entgegen-
gebrachten Vertrauens ab, ob er erst nach dreißig Jahren oder bereits nach 
sechs Monaten7 vor einer Inanspruchnahme sicher ist8. Wird wegen eines 
Beratungsfehlers der Vertrag nicht oder nicht wirksam geschlossen, kommt 
auch eine zweijährige Verjährung in Betracht9• Geht der Schadensersatzan-
spruch etwa auf Rückzahlung geleisteter Zinsen, verjährt er gar in vier Jah-
renlO• 

Doch damit ist noch nicht genug. Neben der Fristenvielfalt hat die feh-
lende (gesetzgeberische) Klärung der Verjährungsfrage noch zu zweifelhaf-
ten Differenzierungen schon bei der Haftungsgrundlage geführt. 

Anlaß für die entsprechende Anwendung kurzer Fristen war das Bemü-
hen, von einer zu langen Verjährungsdauer loszukommen. Andererseits hat 
sich gezeigt, daß die kurze Gewährleistungsverjährung vielfach nicht aus-
reicht, um einen Schadensersatzanspruch rechtzeitig geltend zu machen, da 
auch für den (noch) unbekannten Schaden die Verjährung zu laufen be-
ginnt. Mit Hilfe der Konstruktion selbständiger Beratungsverträgell anstelle 
der sonst eingreifenden Schutzpflichthaftung und der Defmition unter-
schiedlicher Mangelfolgeschäden12 - einmal als einer langen Verjährung 
unterworfene Schäden, die nach den Grundsätzen einer positiven Forde-
rungsverletzung zu erstatten sind, das andere Mal als kurzfristig verjährende 

4 Vgl. BGH, NJW 1984, 2524. 
5 Vgl. BGHZ 100, 132 (136). 
6 Vgl. BGH, NJW 1965, 148 (150); 1990,1659 (1661); st. Rspr. 
7 Ab Kenntnis oder drei Jahre ab Beitritt zur Anlagegesellschaft. 
8 Vgi. BGHZ 83, 222; BGH, NJW 1984, 2523; 1984, 2524; 1985, 380 (381); OLG Celle, 

NJW 1986, 260 (262). 
9 V gl. BGHZ 57, 191 (197 f.); 58, 121 (123). 
10 Vgl. BGHZ 98,174 (187). 
11 Vgl. BGH NJW 1983, 392; NJW-RR 1990,1302. 
12 Vgl. BGHZ 67,1 (5); 87, 239 (241 f.); 98,45 (46). 
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Schäden, die § 635 BGB zugeordnet werden -, soll eine zu kurze Verjährung 
vermieden werden. Das hat einerseits zur Folge, daß die Rechtsprechung auf 
Ansprüche aus positiver Forderungsverletzung bei Mangelfolgeschäden 
zwar § 477 BGB, nicht aber § 638 BGB anwendet, und sie andererseits ge-
nau an den Punkt zurückkehrt, der die Schwierigkeiten erst ausgelöst hat: 
zur dreißigjährigen Regelfrist des § 195 BGB. 

Mit dem Verjährungsziel13, unnötige Prozesse zu vermeiden oder wenig-
stens kurzerhand beenden zu können, ist ein solcher Rechtszustand, wonach 
die einschlägige Verjährungsfrist im voraus kaum bestimmbar und mit er-
heblichen Abgrenzungsproblemen belastet ist, nicht zu vereinbaren. Er be-
wirkt das Gegenteil. Klagen werden angestrengt in der Hoffnung, daß Ver-
jährung vielleicht noch nicht eingetreten ist. Statt den Prozeß abzukürzen, 
werden durch die unklaren Verjährungsverhältnisse zusätzliche Streitigkei-
ten heraufbeschworen, die die Sache selbst nicht weiterbringen. Und nicht 
selten hat schließlich der Bundesgerichtshof über die Berechtigung der 
Verjährungseinrede zu entscheiden; eine unnötig Kosten und überflüssigen 
Arbeitsaufwand erfordernde Rechtslagel4: Gibt erst die letzte Instanz der 
Verjährungseinrede statt, ist die von den Vorinstanzen bereits in die 
Sachaufklärung investierte Arbeit nutzlos. Andererseits kann für die zuver-
lässige Sachaufklärung wertvolle Zeit verstrichen sein, wenn schließlich fest-
gestellt wird, daß sich der Schuldner zu Unrecht auf Verjährung berufen 
hat. 

Ziel der Arbeit ist es, Wege aufzuzeigen, die von den dreißig Jahren des 
§ 195 BGB weg, hin zu einer für Schadensersatzansprüche aus Schutzpflicht-
verletzung angemessenen Verjährungsfrist führen. Diese müssen im Inter-
esse der Rechtssicherheit nicht nur für eine Anwendung im Einzelfall ge-
eignet sein. Da eine einheitliche, die Materie der Ansprüche aus Schutz-
pflichtverletzung insgesamt umfassende Verjährungsfrist aus dem gelten-
dem Recht schwerlich herzuleiten ist, gilt es, solche Verjährungsregelungen 
zu fmden, die sich auf klar und einfach abgrenzbare Fallgruppen übertragen 
lassen. Zu vermeiden sind insbesondere die für das Verjährungsrecht 
untragbaren Differenzierungsprobleme, wie sie die gegenwärtige Gerichts-

13 Zu den Verjährungszielen s. unten Kap. 2 A. 
14 Hierzu Engelhard, NJW 1984,1201 (1206); Zimmermann, JuS 1984, 409 (410). 
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